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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
  
  

1. Einkommensteuer: Zuordnung von Wirtschaftsgütern bei sog. personallosen 
Betriebsstätten 
Beschluss vom 24.11.2021, Az: I B 44/21 (AdV)  

2. Körperschaftsteuer: Berechnung des Minderungsbetrags 
Urteil vom 29.09.2021, Az: I R 40/17  

3. Einkommensteuer: Beteiligung des Kommanditisten und notwendiges Sonder-
betriebsvermögen II  
Urteil vom 21.12.2021, Az: IV R 15/19  

4. Umsatzsteuer: Anforderungen an Preisnachlässe als Entgeltminderung 
Urteil vom 18.11.2021, Az: V R 4/21 (V R 41/17)  

5. Einkommensteuer: Insolvenzverwaltervergütung keine außergewöhnliche Be-
lastung 
Urteil vom 16.12.2021, Az: VI R 41/18  

6. Handwerkerleistungen: Keine Steuerermäßigung für statische Berechnungen 
eines Statikers 
Urteil vom 04.11.2021, Az: VI R 29/19  

7. Einkommensteuer: Anerkennung einer Innengesellschaft bürgerlichen Rechts 
Urteil vom 23.11.2021, Az: VIII R 17/19  

8. Einkommensteuer: Zahlungen zur Wiederauffüllung einer Rentenanwart-
schaft 
Urteil vom 19.08.2021, Az: X R 4/19  

9. Sonderausgaben: Vorsorgeaufwendungen bei grenzüberschreitender Betäti-
gung innerhalb der EU 
Urteil vom 27.10.2021, Az: X R 11/20  

10. Sonderausgaben: Vorsorgeaufwendungen bei grenzüberschreitender Betäti-
gung innerhalb der EU 
Urteil vom 27.10.2021, Az: X R 28/20  

11. Einkommensteuer: Rückwirkender Teilwertansatz  
Urteil vom 18.08.2021, Az: XI R 43/20  
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Urteile und Beschlüsse:

 
1. Einkommensteuer: Zuordnung von Wirtschaftsgütern bei sog. personallosen Be-

triebsstätten 
Beschluss vom 24.11.2021, Az: I B 44/21 (AdV) 
1. § 1 Abs. 5 Satz 3 AStG lässt sich bei summarischer Prüfung nicht entnehmen, dass 
außerhalb des Anwendungsbereiches des § 1 AStG und insbesondere für die allge-
meine Gewinnermittlung nach §§ 4 ff. EStG eine Veranlassungsprüfung (allein) nach 
den in den jeweiligen Unternehmensteilen ausgeübten Personalfunktionen vorzuneh-
men wäre (entgegen BMF-Schreiben vom 22.12.2016, BStBl I 2017, 182, Rz 451). 
 
2. Auch wenn der bisherigen Senatsrechtsprechung bei der Zuordnung von Wirt-
schaftsgütern zu einer Betriebsstätte eine funktionsgetragene Betrachtungsweise zu-
grunde liegt, ist ihr jedenfalls nicht zu entnehmen, dass allein die Personalfunktion als 
maßgebender Zuordnungsparameter anzusehen ist (entgegen BMF-Schreiben vom 
26.09.2014, BStBl I 2014, 1258, Tz. 2.2.4.1). 
 
3. Bei Betriebsstätten ohne maßgebliche Personalfunktion ist eine nutzungsbezogene 
Zuordnung von materiellen Wirtschaftsgütern nicht ausgeschlossen (BMF-Schreiben 
vom 17.12.2019, BStBl I 2020, 84). 
 

  
2. Körperschaftsteuer: Berechnung des Minderungsbetrags 

Urteil vom 29.09.2021, Az: I R 40/17 
1. Trägt bei einem Wertpapierdarlehen der Darlehensnehmer die Kurschancen und -
risiken der überlassenen Wertpapiere, so spricht dies gegen einen Verbleib des wirt-
schaftlichen Eigentums beim Darlehensgeber (Abgrenzung zum Senatsurteil vom 
18.08.2015 – I R 88/13 , BFHE 251, 190, BStBl II 2016, 961). 
 
2. Die an die Stelle der darlehensweise ausgereichten Wertpapiere getretene Rücküber-
tragungsforderung ist vom Darlehensgeber erfolgsneutral mit dem Buchwert der Wert-
papiere zu aktivieren. Teilwertabschreibungen auf die Rückübertragungsforderung 
sind nicht gemäß § 8b Abs. 3 Satz 3 KStG außerbilanziell zu neutralisieren. 
 
3. Zur Frage des Missbrauchs rechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten im Zusammen-
hang mit Wertpapierdarlehensgeschäften eines Versicherungsunternehmens. 
 
4. Bei der Berechnung des Minderungsbetrags nach § 20 Abs. 2 Satz 2 KStG sind 
Renten-Deckungsrückstellungen i.S. von § 341g Abs. 5 HGB einzubeziehen. Im Rah-
men der Ablaufverprobung zur Ermittlung des Minderungsbetrags sind die Renten-De-
ckungsrückstellungen nach den für steuerliche Zwecke anzuwendenden Regeln zu be-
werten; etwaige Nachreservierungen aufgrund veränderter Daten zur Lebenserwartung 
sind nicht zu eliminieren. 
 
5. In die aufgrund einer im Jahr 2005 durchgeführten Rückgabe von Fondsanteilen 
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vorzunehmende Ermittlung des besitzzeitanteiligen Anleger-Aktiengewinns gemäß § 8 
Abs. 3 Satz 1 InvStG 2004 gehen ggf. auch Verluste aus Veräußerungen von Aktien 
ein, die sich auf Ebene des Fonds vor Inkrafttreten des InvStG 2004 (hier: im Jahr 
2002) realisiert haben. Dies ist unter dem Aspekt des rechtsstaatlichen Vertrauens-
schutzes unbedenklich. 
 

  
3. Einkommensteuer: Beteiligung des Kommanditisten und notwendiges Sonderbe-

triebsvermögen II  
Urteil vom 21.12.2021, Az: IV R 15/19 
1. Für die Zuordnung von Wirtschaftsgütern (hier einer Kapitalbeteiligung) zum not-
wendigen Sonderbetriebsvermögen II ist der Veranlassungszusammenhang maßge-
bend. 
 
2. Danach ist die (Mehrheits–)Beteiligung eines Kommanditisten an einer Kapitalge-
sellschaft, die neben ihren geschäftlichen Beziehungen zur KG oder neben ihrer Ge-
schäftsführertätigkeit als Komplementär-GmbH für die KG einen eigenen Geschäfts-
betrieb von nicht ganz untergeordneter Bedeutung unterhält, in der Regel nicht dem 
notwendigen Sonderbetriebsvermögen II zuzuordnen. Dies gilt auch dann, wenn die 
einen eigenen Geschäftsbetrieb von nicht ganz untergeordneter Bedeutung unterhal-
tende Komplementär-GmbH wirtschaftlich mit der GmbH & Co. KG verflochten ist 
und die Geschäftsbeziehungen aus Sicht der GmbH & Co. KG nicht von geringer Be-
deutung sind (z.B. entgegen Verfügung der OFD Nordrhein-Westfalen vom 
17.06.2014 – S 2242–2014/0003–St 114, S 2242–2014/00003–St 115, unter III.2.). 
 
3. Ebenso gilt dies, wenn die einen eigenen Geschäftsbetrieb von nicht ganz unterge-
ordneter Bedeutung unterhaltende Kapitalgesellschaft als Komplementär-GmbH ge-
meinsam mit dem an ihr beteiligten Kommanditisten eine aus ihnen bestehende zwei-
gliedrige GmbH & Co. KG gründet. 
 

  
4. Umsatzsteuer: Anforderungen an Preisnachlässe als Entgeltminderung 

Urteil vom 18.11.2021, Az: V R 4/21 (V R 41/17) 
1. Der Unternehmer kann für eine in einem anderen Mitgliedstaat erbrachte steuerfreie 
innergemeinschaftliche Lieferung im Inland keinen Anspruch auf Steuerminderung 
geltend machen. 
 
2. Gewährt der Unternehmer einem Endverbraucher anlässlich einer ersten Lieferung 
für eine an ihn erbrachte Leistung eine Aufwandsentschädigung, die der Endverbrau-
cher zum verbilligten Bezug einer Ware vom Unternehmer im Rahmen einer zweiten 
Lieferung verwendet, setzt sich die Bemessungsgrundlage für die zweite Lieferung aus 
der (um die Aufwandsentschädigung verminderten) Zahlung und dem Betrag der Auf-
wandsentschädigung zusammen. 
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5. Einkommensteuer: Insolvenzverwaltervergütung keine außergewöhnliche Belas-
tung 
Urteil vom 16.12.2021, Az: VI R 41/18 
1. Der (Einkommen–)Steuerbescheid ist nicht dem ehemaligen Insolvenzschuldner, 
sondern dem Insolvenzverwalter/Treuhänder als Inhaltsadressaten bekannt zu geben, 
wenn wegen des Einkommensteuererstattungsanspruchs die Nachtragsverteilung ange-
ordnet worden ist. 
 
2. Die zugunsten des Insolvenzverwalters festgesetzte Tätigkeitsvergütung ist beim In-
solvenzschuldner nicht als außergewöhnliche Belastung gemäß § 33 Abs. 1 EStG zu 
berücksichtigen. 
 

  
6. Handwerkerleistungen: Keine Steuerermäßigung für statische Berechnungen ei-

nes Statikers 
Urteil vom 04.11.2021, Az: VI R 29/19 
Für die Leistung (hier: statische Berechnung) eines Statikers kann die Steuerermäßi-
gung nach § 35a EStG auch dann nicht gewährt werden, wenn sie für die Durchfüh-
rung einer Handwerkerleistung erforderlich war. 
 

  
7. Einkommensteuer: Anerkennung einer Innengesellschaft bürgerlichen Rechts 

Urteil vom 23.11.2021, Az: VIII R 17/19 
1. Ein zwischen dem Angehörigen eines freien Berufs und seinem minderjährigen 
Kind zivilrechtlich wirksam geschlossenes, als stille Gesellschaft bezeichnetes Gesell-
schaftsverhältnis führt —da es an einem Handelsgewerbe i.S. des § 230 HGB fehlt— 
zur Entstehung einer Innengesellschaft bürgerlichen Rechts, die einer stillen Gesell-
schaft einkommensteuerlich gleichsteht. 
 
2. Eine solche Innengesellschaft bürgerlichen Rechts zwischen nahen Angehörigen 
kann steuerlich auch dann anerkannt werden, wenn die Beteiligung oder die zum Er-
werb der Beteiligung aufzuwendenden Mittel dem in die Gesellschaft aufgenommenen 
Angehörigen unentgeltlich zugewendet worden sind. Voraussetzung ist jedoch, dass 
die Vereinbarungen einem Fremdvergleich standhalten, d.h. sie müssen zivilrechtlich 
wirksam sein, inhaltlich dem unter fremden Dritten Üblichen entsprechen und auch 
wie unter fremden Dritten vollzogen werden. 
 
3. Bei der Prüfung der Frage, ob der geschlossene Vertrag wie zwischen fremden Drit-
ten vollzogen wird, kommt insbesondere der Umsetzung bzw. dem Vollzug der Einla-
gebestimmungen, den Gewinnbeteiligungsregelungen und der Beachtung der Informa-
tions- und Kontrollrechte Bedeutung zu. 
 

  
8. Einkommensteuer: Zahlungen zur Wiederauffüllung einer Rentenanwartschaft 

Urteil vom 19.08.2021, Az: X R 4/19 
1. Leistet der Steuerpflichtige nach der Scheidung eine Zahlung, mit der er seine in-
folge des Versorgungsausgleichs geminderte Rentenanwartschaft wiederauffüllt, um 
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den Zufluss seiner Alterseinkünfte in ungeschmälerter Höhe zu sichern, so handelt es 
sich ihrer Rechtsnatur nach um vorweggenommene Werbungskosten. 
 
2. Die Wiederauffüllungszahlung kann jedoch nur als Sonderausgabe abgezogen wer-
den, wenn sie als Beitrag i.S. des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG anzusehen ist. 
 
3. Unabhängig von der Verwendung des Beitragsbegriffs im Recht des jeweiligen Ver-
sorgungssystems ist bei der Frage, ob eine Zahlung in den Anwendungsbereich des § 
10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG fällt, stets die einkommensteuerrechtliche Qualifizie-
rung entscheidend. 
 
4. Im Hinblick auf (spätere) Leibrenten und andere Leistungen, die von einer Einrich-
tung der Basisversorgung erbracht werden, unterscheidet das EStG ausschließlich zwi-
schen der Ebene der Beiträge (vgl. § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG ) und der Ebene 
der Leistungen (vgl. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. aa EStG ). Daher stellt 
jede im jeweiligen Versorgungssystem vorgesehene Geldleistung des Steuerpflichti-
gen, die an eine in § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a EStG genannte Einrichtung für Zwecke 
der Basisversorgung erbracht wird, einen Beitrag im Sinne dieser Vorschrift dar. 
 

  
9. Sonderausgaben: Vorsorgeaufwendungen bei grenzüberschreitender Betätigung 

innerhalb der EU 
Urteil vom 27.10.2021, Az: X R 11/20 
1. Die Arbeitnehmerfreizügigkeit gemäß Art. 45 AEUV gebietet es, vom Ausschluss 
des Sonderausgabenabzugs gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Teilsatz 2 EStG auch dann 
abzusehen, wenn der Steuerpflichtige im ehemaligen Beschäftigungsstaat keine —wie 
von Buchst. a der Vorschrift vorausgesetzt— Einnahmen aus nichtselbständiger Tätig-
keit erzielt, sondern eine vom Bestehen des Arbeitsverhältnisses abhängige gesetzliche 
Altersrente. 
 
2. Für die Frage, ob der Beschäftigungsstaat nach § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Teilsatz 2 
Buchst. c EStG "keinerlei" steuerliche Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen 
im Rahmen der Besteuerung dort bezogener Einnahmen zulässt, sind die einzelnen 
Sparten der Vorsorgeaufwendungen getrennt zu beurteilen. 
 

  
10. Sonderausgaben: Vorsorgeaufwendungen bei grenzüberschreitender Betätigung 

innerhalb der EU 
Urteil vom 27.10.2021, Az: X R 28/20 
1. Für die Frage, ob der Beschäftigungsstaat nach § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Teilsatz 2 
Buchst. c EStG "keinerlei" steuerliche Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen 
im Rahmen der Besteuerung dort bezogener Einnahmen zulässt, sind die einzelnen 
Sparten der Vorsorgeaufwendungen getrennt zu beurteilen. 
 
2. Vorsorgeaufwendungen, die bei einer grenzüberschreitenden Tätigkeit bereits der 
Beschäftigungsstaat im Rahmen der Besteuerung der dort erzielten und im Inland 
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steuerfreien Einnahmen zum Abzug zulässt, sind im Rahmen der inländischen Besteu-
erung nicht nochmals als Sonderausgaben zu berücksichtigen. 
 

  
11. Einkommensteuer: Rückwirkender Teilwertansatz  

Urteil vom 18.08.2021, Az: XI R 43/20 
Ein rückwirkender (einkommenserhöhender) Ansatz von Teilwerten bei einer Einbrin-
gung zu Buchwerten wegen eines sog. Sperrfristverstoßes i.S. des § 6 Abs. 5 Satz 6 
EStG ist ausgeschlossen, wenn die vollentgeltliche Übertragung von Anteilen durch 
den Einbringenden an eine Körperschaft innerhalb der Sperrfrist im Ergebnis zu einer 
Aufdeckung der stillen Reserven in den zuvor eingebrachten Wirtschaftsgütern führt. 
 
  

 

 


